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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Am 21. Mai 2006 kam der Bildungsartikel zur Abstimmung. Die Verfassungsänderung
regelt die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Bildungsbereich neu,
indem sie die Koordination und Kooperation verstärkt. Ziel ist: 1.) eine Harmonisierung
der Schulsysteme durch die Angleichung des Schuleintrittsalters, der Dauer der
Schulpflicht, der Bildungsziele und -standards sowie der Anerkennung der Abschlüsse;
2.) eine intensivere Koordination zwischen den Kantonen und dem Bund auch im
Hochschulbereich; 3.) die Förderung der Berufs- und Weiterbildung. Die Vorlage war
unbestritten, einzig die politisch unbedeutenden Parteien PdA, Lega und KVP, vier
Kantonalsektionen der SVP und je eine der SP und der Grünen sowie einige
Studierendenverbände aus der lateinischen Schweiz gaben die Nein-Parole heraus. 1

BERICHT
DATUM: 21.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Bundesrat beauftragte im Januar das EVD in Zusammenarbeit mit dem EDI mit den
Vorarbeiten zu einem Rahmengesetz für den Weiterbildungsbereich. Durch die
gesetzliche Regelung soll mehr Kohärenz geschaffen und die
Weiterbildungsbereitschaft der Bevölkerung gesteigert werden. Ein besonderes
Augenmerk gilt den bildungsfernen Schichten, die Weiterbildungsangebote
unterdurchschnittlich nutzen. 2

BERICHT
DATUM: 31.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Bund, Kantone und Bildungsforschung präsentierten im Februar einen Bildungsbericht.
Die Untersuchung brachte erstmals einen Überblick über das komplexe Bildungssystem
der Schweiz und soll eine Grundlage für künftige Entscheide über die
Weiterentwicklung des Bildungswesens bieten. Insgesamt ergab sich aus der Studie,
dass die kantonalen Unterschiede beim Bildungsangebot und bei der Finanzierung nach
wie vor beträchtlich sind. Der Fokus wurde auf die Grundschulbildung gelegt, wo
besonders die stark unterschiedliche Lektionenzahl zwischen den Kantonen auffällt.
Während die Schülerinnen und Schüler in Basel-Stadt pro Jahr rund 600 Stunden
Unterricht haben, sind es im Wallis etwa 1000 Stunden. Gegenstand des Berichts war
zudem die Maturitätsquote; diese hat sich in den letzten drei Jahren bei 20%
eingependelt. Allerdings bewegt sie sich je nach Kanton zwischen 11% (GL) und 29% (TI).
Auf Tertiärstufe wird laut dem Bildungsbericht trotz der relativ tiefen Akademikerquote
ein hohes Bildungsniveau erreicht. Nach wie vor wird der akademische Weg vor allem
von Akademikerkindern gewählt, während Jugendliche aus Arbeiterfamilien eher eine
Fachhochschule besuchen. Daher tragen die Fachhochschulen laut den Autoren zu
mehr sozialer Mobilität bei als in Ländern mit einem hauptsächlich universitären
Hochschulsystem. Weiter befasst sich der Bericht mit der höheren Berufsbildung.
Diese werde trotz starker Beanspruchung von der Bildungspolitik vernachlässigt und
erhalte nur bescheidene finanzielle Beiträge. 3

BERICHT
DATUM: 05.02.2010
ANDREA MOSIMANN

Im November des Berichtsjahrs schickte der Bundesrat den Entwurf zum
Weiterbildungsgesetz in die Vernehmlassung. Die Regulierung der Weiterbildung und
die Förderung des lebenslangen Lernens (Art. 64a BV) waren dem Bund 2006 mit der
Revision der Bildungsartikel übertragen worden. Das Weiterbildungsgesetz befasst sich
mit dem nicht-staatlichen, privatwirtschaftlich organisierten und individuell
verantworteten Bildungsangebot. 4

BERICHT
DATUM: 10.11.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Februar 2014 veröffentlichte die Schweizerische Koordinationsstelle für
Bildungsforschung (SKBF) den zweiten offiziellen Bildungsbericht – nach dem
Pilotbericht von 2006 und der ersten Ausgabe von 2010. Auftraggeberin dieses Berichts
waren Bund (SBFI) und Kantone (EDK). Der vorliegende Bildungsbericht beschrieb das
schweizerische Bildungswesen entlang aller Bildungsstufen und -typen und beurteilte
es anhand der drei Kriterien Effektivität, Effizienz und Equity (Chancengerechtigkeit).
Die Herausgeber betonten im Bericht, dass die Autorinnen und Autoren zwar Daten und
Informationen zusammentragen, jedoch keine Bewertung des Bildungssystems an sich

BERICHT
DATUM: 11.02.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER
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vornehmen und auch keine Massnahmen oder Empfehlungen bezüglich des
Bildungssystems vorschlagen, denn bekanntlich obliege die Steuerung des
Bildungssystems den Politikerinnen und Politikern.
Der Bericht lieferte auf über 300 Seiten Daten und Informationen zu so vielfältigen
Themen wie der Qualität der Lehrer- und Lehrerinnenausbildung, zur
Chancengerechtigkeit im internationalen Vergleich, zu den unterschiedlich hohen
kantonalen Maturitätsquoten, zur Anzahl an Masterabschlüssen sowie zum
Fachkräftemangel im MINT-Bereich. 5

Im Mai 2015 bestätigten und erweiterten der Bund (WBF) und die Kantone (EDK) ihre
bildungspolitischen Ziele, die sie zum ersten Mal 2011 für den Bildungsraum Schweiz
festgelegt hatten. Den Bericht erarbeiteten die Akteure unter anderem gestützt auf den
Bildungsbericht Schweiz 2014; insgesamt wurden darin sieben Ziele und fünf
Herausforderungen definiert.
Ein wichtiges Ziel für WBF und EDK blieb die Erhöhung der Abschlussquote auf der
Sekundarstufe II auf 95 Prozent. Das bedeutet, dass 95 Prozent der Jugendlichen in der
Schweiz mindestens einen Bildungsabschluss auf Stufe Sek II (Abschluss von
Gymnasium, Fachmittelschule oder beruflicher Grundbildung) erreichen sollen.
Ebenfalls soll weiterhin die Studierfähigkeit der Maturandinnen und Maturanden
sichergestellt werden. Die Bildungsberichte 2010 und 2014 hatten nämlich auf Lücken
der Studierfähigkeit einzelner Maturandinnen und Maturanden hingewiesen. Ein neues
Ziel bestand darin, mehr über die hohe Abbruchquote der Studierenden auf
Universitätsstufe (25%) herauszufinden und daraus Massnahmen abzuleiten. Zwei
weitere Ziele befassten sich mit der Bekämpfung des Fachkräftemangels. Einerseits
ging es dabei um die Unterstützung von Erwachsenen, die einen Berufsabschluss
nachholen oder ihren Beruf wechseln wollten. Andererseits ging es um eine
Optimierung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung. 6

BERICHT
DATUM: 18.05.2015
BERNADETTE FLÜCKIGER

La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats
(CSEC-CE) souhaite ajouter une disposition, liée à la gestion stratégique des EPF, dans
le cadre du message FRI 2017-2020. En effet, à 6 contre 5, la CSEC-CE recommande
l’approbation du Parlement lors de la définition des objectifs stratégiques des EPF. A
l’opposé, la minorité recommande le statu quo. Didier Berberat (ps, NE), partisan d’un
contrôle du Parlement, estime que, étant donné que les EPF reçoivent plus de 10
milliards de Francs sur 4 années, il est normal que les chambres fédérales s’y
intéressent. A l’opposé, Fathi Derder (plr, VD) estime qu’il est important de renforcer
l’autonomie des EPF. Avec une vision identique, Christian Wasserfallen (plr, BE)
souligne que les EPF, en tant qu’organismes hors administration fédérale, relèvent du
Conseil fédéral et non pas du Parlement. Néanmoins, Fritz Schiesser, président du
Conseil des EPF se range au côté de la majorité de la CSEC-CE. Ce soutien de poids,
étant donné son implication, considère que le Parlement a son mot à dire lors de la
définition des objectifs stratégiques des deux EPF, ainsi que des quatre établissements
de recherche. 7

BERICHT
DATUM: 22.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Der Bildungsbericht 2018, im Auftrag von SBFI und EDK erstellt und von der SKBF
verfasst, folgt im Aufbau den vorangehenden Berichten aus den Jahren 2014 und 2010.
Er vermittelt Daten und Informationen zum gesamten Bildungswesen entlang von rund
500 Themen und ist vor allem ein Arbeitsinstrument für Bildungsfachleute und
-politikerinnen. 
Im Gegensatz zu den früheren Ausgaben wurde der Bericht 2018 in den Medien etwas
ausführlicher diskutiert. Einige Zeitungen sahen vor allem das steigende Bildungsniveau
– gemessen an den tertiären Bildungsabschlüssen – im Mittelpunkt des Interesses. Die
NZZ verwies dazu auf die Aussage von Stefan Wolter, Direktor der SKBF, wonach «nicht
nur immer mehr Personen einen tertiären Bildungsabschluss [haben], diese Abschlüsse
sind auf dem Arbeitsmarkt auch weiterhin gleich stark gefragt wie vor zwanzig Jahren».
Eine zentrale Erkenntnis, welche die Freude über das steigende Bildungsniveau etwas
schwächte, war die weiterhin bestehende Chancenungleichheit im Bildungswesen
hinsichtlich der Kinder und Jugendlichen aus bildungsfernen Schichten und/oder mit
Migrationshintergrund. Das Schulsystem schaffe es leider nach wie vor nicht, diese
herkunftsbedingten Defizite zu kompensieren, so die Aargauer Zeitung. Darauf
aufbauend wurde auch auf das noch immer unerreichte Ziel hingewiesen, dass 95
Prozent der Jugendlichen über einen Sek II-Abschluss (Maturität oder Lehre) verfügen
sollten, wobei auch hier die Jugendlichen mit Migrationshintergrund und/oder aus

BERICHT
DATUM: 19.06.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER
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bildungsfernen Schichten deutlich schlechter abschnitten als die anderen
Jugendlichen.
Ebenfalls aufgegriffen wurden die in den nächsten 10 bis 20 Jahren deutlich steigende
Anzahl an Schülerinnen und Schülern und der daraus resultierende höhere Bedarf an
Lehrkräften, die Herausforderungen der Digitalisierung, die kantonal unterschiedlichen
Aufnahmebedingungen für den Eintritt ins Gymnasium sowie die unterschiedlich hohen
Maturitätsquoten in den Kantonen. 8

Im Januar 2019 publizierte der Bundesrat einen ausführlichen Bericht in Erfüllung des
Postulates der WBK-NR zum Thema «Demografische Entwicklung und deren
Auswirkungen auf den Bildungsbereich». Der Bericht des BFS befasste sich mit dem
Schweizer Bildungssystem und dem Bildungsniveau der Bevölkerung und lieferte im
Anhang für sämtliche Bildungsfelder detaillierte Zahlen zur künftigen Anzahl an
Personen mit dem entsprechenden Bildungsabschluss. Zudem analysierte er die
Einwanderung mit Blick auf die höchste abgeschlossene Ausbildung der betreffenden
Personen. Aus wirtschaftlicher Sicht untersuchte der Bericht, ob sich die Bildung der
Schweizer Bevölkerung mit der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt deckt. Die Autorinnen
und Autoren wiesen darauf hin, dass der Bericht zwar Zahlen liefere; diese seien aber
mit einer gewissen Vorsicht zu geniessen, da es sich immer um vorausschauende
Hypothesen handle. Generell erwarte die Schweiz immer mehr Schülerinnen und
Schüler sowie Lernende und Hochschulabsolventinnen und -absolventen.
Entsprechend werden auf allen Stufen auch mehr Abschlüsse vorgewiesen werden (EFZ,
EBA, Matura, Bachelor und Master). Sodann wird im Bereich der Berufsbildung, den
Höheren Fachschulen, den Fachhochschulen und den Universitäten vor allem mit mehr
Abschlüssen in den Bereichen Informatik und Kommunikationstechnologie,
Gesundheitswesen/Pflege und Sozialwesen gerechnet. Generell dürfte sich das
Bildungsniveau der Schweizer Bevölkerung in den nächsten Jahren noch weiter
erhöhen; gemäss Prognose wird im Jahr 2037 circa die Hälfte der Schweizer
Bevölkerung über einen Abschluss auf der Tertiärstufe verfügen. Im Bereich der
Migration erwarten die Autorinnen und Autoren weiterhin viele gut ausgebildete
Personen, die in die Schweiz einwandern. Schliesslich wiesen Berechnungen darauf hin,
dass das Bildungssystem den erwarteten Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt gerecht
werde und die Menschen in der Schweiz grundsätzlich Berufe ausübten, die ihrer
Ausbildung entsprechen. 9

BERICHT
DATUM: 30.01.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Gestützt auf die Erkenntnisse des Bildungsberichtes 2018 überprüften das WBF und die
EDK 2019 ihre bildungspolitischen Ziele. Dabei hielten sie in ihrer gemeinsamen
Erklärung fest, dass die langfristig angelegten Ziele aus der Zielvereinbarung 2015
weiterhin relevant seien und entsprechend weiterverfolgt würden. Die bisherigen Ziele
betreffen den Bereich der obligatorischen Schule, den Abschluss auf der Sekundarstufe
II, die Maturität, die Profile der Tertiärstufe, Studienabbrüche an der Universität sowie
den Ein- und Wiedereinstieg von Erwachsenen in den Arbeitsmarkt. Neu kamen je ein
Ziel zur Digitalisierung und zum Sprachaustausch hinzu. 10

BERICHT
DATUM: 03.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Grundschulen

Für eine Bildungsoffensive im Informatikbereich plant der Bundesrat, zwischen 2001
und 2004 80 Mio Fr. einzusetzen. Gemäss einer Einschätzung der
interdepartementalen Koordinationsgruppe Informationsgesellschaft (KIG) stehe in der
Schweiz einer qualitativ hochwertigen Infrastruktur im Bereich Informations- und
Kommunikationstechnologien ein deutliches Defizit bei den Anwendungsfähigkeiten
der Nutzerinnen und Nutzer solcher Technologien gegenüber. Um gerade auch für die
bildungsferne Bevölkerung Hemmnisse im Bereich der Nutzung elektronischer
Kommunikationsformen zu überwinden, sei laut Eidgenössischem Departement für
Umwelt, Verkehr, Energie, Kommunikation das Ausbildungsniveau der Lehrkräfte zu
fördern sowie die Beratungs- und Supportdienste auszubauen. 1999 war ein Postulat
Theiler (fdp, LU) vom Nationalrat überwiesen und damit der Bundesrat zur Prüfung
einer Ausbildungsoffensive im Informatikbereich angehalten worden. Aufgrund der
Vernehmlassungsunterlagen zur Verwendung des „überschüssigen“ Nationalbankgoldes
präsentierte der Bundesrat im Juni des Berichtsjahres eine Variante, welche für die
Bildungsoffensive eine Bereitstellung von mindestens 600 Mio Fr. vorsah: Bis im Jahr
2005 sei diese Summe zu erwirtschaften und über sechs Jahre – von 2002 bis 2007 –
auszugeben; ab 2006 etwa solle der Goldertrag statt für Bildung während zwölf Jahren

BERICHT
DATUM: 11.07.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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für Überbrückungsmassnahmen im Rahmen der 11. AHV-Revision zum Einsatz
kommen. 11

Seit Januar 2004 führte die EDK eine Liste von Lehrpersonen ohne
Unterrichtsbefugnis (pädophile, süchtige oder gewalttätige Lehrkräfte) – rechtmässig,
wie sie überzeugt war. Nach Einwänden der Vereinigung der schweizerischen
Datenschutzbeauftragten entschlossen sich die Bildungsdirektoren dennoch, im
Rahmen der Revision der interkantonalen Vereinbarung über die Anerkennung von
Ausbildungsabschlüssen eine explizite Rechtsgrundlage für die schwarze Liste zu
schaffen. Das Vorhaben stiess bei allen Kantonen auf Anklang. 12

BERICHT
DATUM: 26.02.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Dezember 2018 präsentierte der Bundesrat seinen Bericht «Der schulische
Austausch in der Schweiz» in Erfüllung des Postulates der WBK-NR. Da der Bericht im
Bildungsbereich angesiedelt war, wurde er von Bund und Kantonen gemeinsam
erarbeitet.
Der Bericht zeigte auf, dass im Bereich des Austauschs innerhalb der Schweiz ein
grosses Entwicklungspotential bestehe. Mit der im Herbst 2017 verabschiedeten
Strategie «Austausch und Mobilität» verfügten Bund und Kantone nun aber über eine
gemeinsame Vision und über Ziele zur Förderung von Austausch und Mobilität, so der
Bundesrat in seinem Bericht. Auf Seite der Kantone habe der Vorstand der EDK sein
Generalsekretariat beauftragt, die Schlüsselelemente der interkantonalen Koordination
für die Förderung von Austausch und Mobilität auf nationaler Ebene festzulegen.
Seitens des Bundes bedürfe es mehrerer Massnahmen auf verschiedenen Ebenen zur
Stärkung des nationalen Austauschs, beispielsweise der Verstärkung der Förderung von
Klassen- und Einzelaustausch durch eine bessere Unterstützung der nationalen
Austauschagentur Movetia. Parallel zu diesen Massnahmen der Kantone und des Bundes
seien die Dienstleistungen der Agentur Movetia generell auszubauen, namentlich in den
folgenden Bereichen: Statistik, Impaktanalysen und Einrichtung einer
Vermittlungsplattform für die Teilnehmenden. Die zur Umsetzung dieser Ziele
benötigten Mittel würden in der Kulturbotschaft 2021–2024 festgelegt, resümierte der
Bundesrat in seinem Bericht.
Der Bundesrat beantragte 2019 die Abschreibung des Postulats; der Nationalrat
stimmte diesem Vorgehen im Juni 2019 zu. 13

BERICHT
DATUM: 18.06.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mittelschulen

Die EDK unterzog auch das Reglement über die Anerkennung der
Fachmittelschulabschlüsse (FMS-Reglement) einer Teilrevision. Hier geht es vor allem
um eine weitere Präzisierung der Voraussetzungen für den Erwerb der Fachmaturität
als Zulassungsberechtigung für die entsprechenden Fachhochschulstudiengänge. 14

BERICHT
DATUM: 11.12.2007
LINDA ROHRER

Le Conseil fédéral a publié durant l'été 2016 un rapport nommé Education civique au
secondaire II. Bilan. Il répond au postulat de la députée Aubert (ps, VD), qui souhaitait
en savoir plus sur la place réelle de l'éducation civique dans la formation générale des
jeunes. Suite à l'acceptation unanime du postulat en 2013 par le Conseil national, le
Conseil fédéral a mandaté une équipe de l'université de Berne pour mener l'enquête.
Les conclusions de l'étude sont les suivantes: La place réelle de l'éducation civique, ou
éducation à la citoyenneté, dépend en Suisse fortement des plans d'études cadres et
varie également beaucoup entre les régions linguistiques. Quand bien même le bilan sur
l'enseignement de ces compétences est majoritairement positif, le Conseil fédéral
entend mettre sur pied un groupe d'experts, qui représenteraient la Confédération, les
cantons, la recherche, la politique et les enseignants. Ces experts seraient alors chargés
d'élaborer des thèses pour donner aux professionnels de l'éducation une
concrétisation de l'enseignement de l'éducation à la citoyenneté, qui permettrait de
pallier aux différences entre les régions et plans d'études. Dans un deuxième temps, le
Conseil fédéral appellerait la Conférence des Directeurs de l'Instruction publique
(CDIP) à s'inspirer des thèses du groupe d'experts lors de la réalisation des plans
d'études cadres, ainsi que de sensibiliser les enseignants à l'importance de l'éducation
à la citoyenneté. 15

BERICHT
DATUM: 06.07.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Berufsbildung

Eine vom Bund in Auftrag gegebene Expertenbefragung attestierte dem dualen System,
auf dem das Schweizer Berufsbildungswesen mit seiner kombinierten Ausbildung an
Berufsschulen und in der betrieblichen Praxis gründet, auch in Zukunft Gültigkeit –
wenn es auch partiellen Ergänzungen auf Stufe neuer Schlüsselqualifikationen bedürfe.
Die Autoren der Studie regten in ihrer Auswertung an, im Rahmen der Reform des BBG
die eigene Fähigkeit zu Wissenserwerb und Weiterbildung zwecks Sicherung der
einheimischen Wettbewerbsfähigkeit zu fördern sowie in den Lehrplänen auch die
Formung psychosozialer Kompetenz vermehrt zu berücksichtigen. 16

BERICHT
DATUM: 25.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im März gab das BBT bekannt, dass es nach der Auflösung der „Task-Force Lehrstellen“
die Aufsicht über den Lehrstellenmarkt weiterführe, weil der Strukturwandel
weitergehe und die Zahl der Schulabgängerinnen und -abgänger zunehme. Im Jahr
2003 blieb der Lehrstellenmarkt gemäss Schlussbericht der Task-Force mehrheitlich
stabil. Bewährte Massnahmen vor Ort wie der Einsatz von Lehrstellenförderern, die
Anschubfinanzierung von Lehrbetriebsverbünden sowie die Vermittlung und das
Mentoring von Jugendlichen ohne Lehrstelle hätten zur Stabilisierung der Lage
beigetragen. Angespannt sei die Lehrstellensituation noch in den urbanen Zentren. 17

BERICHT
DATUM: 26.03.2004
MAGDALENA BERNATH

In seiner Antwort auf eine Anfrage Noser (fdp, ZH) erklärte der Bundesrat, der Entwurf
der neuen EU-Richtlinie, die auf alle reglementierten Berufe angewandt wird, ändere
das europäische System der Anerkennung von Diplomen nicht, sondern bezwecke eine
Vereinfachung, um zur Flexibilität der Arbeitsmärkte und zu einer grösseren
Liberalisierung der grenzüberschreitenden Dienstleistungen beizutragen. Der
Bundesrat werde über die allfällige Aufnahme von Verhandlungen mit der EU
entscheiden, wenn die Richtlinie von den Instanzen der Europäischen Union
verabschiedet worden ist. 18

BERICHT
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Denkfabrik Avenir Suisse präsentierte im Berichtsjahr einen Vorschlag für eine
Reform des Schweizer Berufsbildungssystems. In ihrer Publikation schlug sie vor, dass
sich Gymnasiasten nach der Matura einen Lehrbetrieb auswählen und während dieser
praktischen Ausbildung statt einer Beruf- eine Fachhochschule besuchen sollen. Als
Abschluss sei ein sog. „professional bachelor“ denkbar. Avenir Suisse möchte mit der
Studentenlehre das duale Bildungssystem stärken. Auf Ablehnung stiess dieser
Vorschlag beim Gewerbeverband. Er befürchtete eine Attraktivitätseinbusse für die
Berufslehre, weil sich noch mehr Jugendliche für das Gymnasium entscheiden würden,
wenn sie nach der Matura eine Lehre mit Fachhochschule absolvieren können. 19

BERICHT
DATUM: 26.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Le projet de loi fédérale sur la formation continue (LFCo) a véritablement été lancé par
le Conseil fédéral. Il renforce l’apprentissage et met en avant la qualité et la
transparence des formations continues. Il répond à une demande de la population
suisse qui considère la formation continue comme nécessaire au bon développement
des individus. Elle doit donc concerner non seulement les entreprises privées, mais
aussi les secteurs d’activités publiques. Mais surtout, afin de préserver une égalité des
chances, une telle loi doit clarifier le financement des différentes filières de formation
continue, à une époque où la concurrence devient très forte entre institutions étatique
et privées. 20

BERICHT
DATUM: 07.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Der Bundesrat verabschiedete im November 2013 den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung». Der Bericht bot in Erfüllung der Postulate Ingold
(evp, ZH; Po. 10.3738), Jositsch (sp, ZH; Po. 11.3483), Müri (svp, LU; Po. 11.4007) und
Schilliger (fdp, LU; Po. 13.3311) einen Überblick über Angebote, Massnahmen und
Instrumente zur Förderung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern beim
Eintritt in die Berufsbildung und während der Ausbildungszeit. Im Fokus standen dabei
einerseits Fördermassnahmen, die sich gezielt an Jugendliche mit hohem
Leistungspotenzial richteten. Andererseits wurden auch die unterstützenden
Massnahmen aufgezeigt, welche die Verbundpartner (Bund, Kantone und
Organisationen der Arbeitswelt) für Jugendliche mit schulischen, sozialen oder

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER
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sprachlichen Schwierigkeiten aufgebaut hatten. Auf dieser Grundlage formulierte der
Bundesrat Empfehlungen mit dem Ziel, das bisherige Engagement zu verstärken und das
bestehende Instrumentarium gezielt zu ergänzen. 21

Im November 2013 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung» in Erfüllung des Postulats Ingold (evp, ZH). 22

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2013 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung» in Erfüllung des Postulats Jositsch (sp, ZH). 23

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2013 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung» in Erfüllung des Postulats Müri (svp, LU). 24

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die zweijährige berufliche Grundbildung mit Eidgenössischem Berufsattest (EBA) wurde
mit dem BBG eingeführt und 2004 in Kraft gesetzt. Sie richtet sich an vorwiegend
praktisch begabte Schulabgängerinnen und -abgänger und führt – im Gegensatz zu den
früheren so genannten Anlehren – zu einem eidgenössischen Abschluss mit
schweizweit einheitlichen Kompetenzen.
In seinem Bericht «Einführung des Eidgenössischen Berufsattests – eine Bilanz», in
Erfüllung des Postulats Schwaab (sp, VD), stellte der Bundesrat dem EBA ein durchwegs
gutes Zeugnis aus. Der Bundesrat stützte sich bei seiner Aussage auf drei Evaluationen,
die seit der Einführung der EBA-Grundbildung durchgeführt worden waren. Drei
Aspekte standen dabei im Vordergrund. Erstens sei die Integration von EBA-
Absolventinnen und -Absolventen in den Arbeitsmarkt gelungen. Arbeitsmarktfähigkeit
und Ausbildungserfolgsquoten hätten sich seit der Einführung gut entwickelt und
stabilisiert. Eine überwiegende Mehrheit der Inhaberinnen und Inhaber eines EBA finde
innerhalb von zwölf Monaten nach Ausbildungsabschluss eine Stelle. Zweitens sei die
Durchlässigkeit zu weiterführenden Ausbildungen gegeben. Die Indikatoren zur
Durchlässigkeit zeigten, dass der Anschluss des EBA an andere Abschlüsse in der
Berufsbildung gewährleistet sei. Die für das EBA verfügbaren kantonal umgesetzten
Unterstützungsmassnahmen hätten sich etabliert und würden genutzt. Drittens sei bei
allen Beteiligten eine grosse Zufriedenheit mit dem EBA zu spüren, so der Bundesrat.
Schliesslich wies der Bundesrat auch darauf hin, dass die Entwicklung der
Lehrabschlüsse zwischen 2005 und 2017 zeige, dass die EBA-Grundbildung die Anlehre
quasi ersetzt habe. Gleichzeitig sei aber die Zahl der Lehrabgängerinnen und -abgänger
mit EFZ (3-4-jährige Lehre) konstant geblieben. 25

BERICHT
DATUM: 22.03.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Dezember 2019 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Die internationalen
Aktivitäten der Schweiz im Bereich der Berufsbildung» in Erfüllung des Postulates
Hêche (sp, JU) mit dem Titel «Eine Task-Force schaffen zur Unterstützung, Beratung
und Förderung des Berufsbildungssystems im Ausland».
Im Bericht wurde einerseits festgehalten, was die Schweiz derzeit im Bereich IBBZ
bereits unternimmt, und es wurde geprüft, ob die derzeitigen, dafür relevanten
Strukturen überarbeitet werden sollten. Dementsprechend hält der Bericht fest, dass
sich das zuständige SBFI in Abstimmung mit den Kantonen und Organisationen der
Arbeitswelt auch für die Stärkung und Weiterentwicklung des Schweizer
Bildungssystems auf internationaler Ebene einsetzt. Dies erfolgt einerseits mittels
Anerkennung von Diplomen und der Förderung der Mobilität, andererseits über den
bildungspolitischen Informations- und Expertiseaustausch mit interessierten Ländern.
Die DEZA, das SECO und das SEM wiederum führten unter anderem
Berufsbildungsprojekte in definierten Schwerpunktländern im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit durch. Betreffend neuer Strukturen kam der Bundesrat
zum Schluss, dass die bestehende IBBZ-Koordinationsgruppe gute und effiziente Arbeit
leiste; diese müsse entsprechend nicht durch eine neue Task-Force abgelöst werden. 
Im September 2020 schrieb der Ständerat das Postulat Hêche im Rahmen des Berichts
über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2019 ab. 26

BERICHT
DATUM: 12.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Hochschulen

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Adolf Ogi unter anderem die Erarbeitung eines neuen
Hochschulartikels in der Bundesverfassung, mit welchem für Bund und Kantone eine
gemeinsame und umfassende Hochschulpolitik – die Bündelung der Kräfte und der
optimale Einsatz der Ressourcen – ermöglicht werden soll. Zur Ausarbeitung des neuen
Hochschulartikels hatte der Bundesrat eine zweistufige Projektorganisation eingesetzt,
wie dies von einer Motion der ständerätlichen WBK verlangt worden war. Unter der
Leitung vom Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber, soll eine
Arbeitsgruppe bis März 2001 den Vernehmlassungsentwurf formulieren. An der
Jahrestagung der Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK) orientierte Kleiber über
die Ziele des neuen Artikels und unterstrich die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung
des Hochschulbereichs, um eine grössere Durchlässigkeit sowie gemeinsame
Steuerungsorgane schaffen zu können. Mittels gleicher Entwicklungschancen für alle
Hochschulen seien künftig die bestmöglichen Rahmenbedingungen für Forschende und
Lehrende zu sichern. Die Mittelzuteilung müsse nach Qualität und einheitlichen
Kriterien erfolgen, ohne die Autonomie der einzelnen Hochschulen zu verletzen. 27

BERICHT
DATUM: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat gab im September einen Entwurf zu einem neuen Hochschulartikel in
die Vernehmlassung, mit dem die gemeinsame Verantwortung von Bund und Kantonen
verdeutlicht sowie die FHS in die gleiche umfassende Politik wie die Universitäten
einschliesslich der ETH einbezogen werden sollen. Der neue Verfassungsartikel sieht die
Festlegung gemeinsamer Grundsätze von Bund und Kantonen unter anderem für die
Autonomie der Hochschulen, für den Zugang und die Anerkennung von Studiengängen
und -leistungen sowie für die Finanzierung vor. Ziel der Vorlage ist es, eine tragfähige
Verfassungsgrundlage für eine gesamtheitlich konzipierte und landesweit abgestimmte
Hochschulpolitik zu schaffen. Der Hochschulbereich soll als Einheit betrachtet werden,
die verschiedene Trägerschaften umfasst und als Ganzes handlungsfähig ist. 28

BERICHT
DATUM: 29.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Vorjahr hatte der Bundesrat seinen Entwurf für einen neuen Hochschulartikel in der
Bundesverfassung in die Vernehmlassung gegeben. Darin sollen der Bund und die
Kantone verpflichtet werden, ihre Hochschulpolitik (einschliesslich der
Fachhochschulen) landesweit und partnerschaftlich aufeinander abzustimmen. Ziele
sind eine grössere Mobilität der Studierenden sowie eine engere Zusammenarbeit von
Wirtschaft und Wissenschaft. Die Parteien, die Wirtschaftsverbände und die
Betroffenen zeigten sich mit den Vorschlägen nur beschränkt zufrieden. Die
schlechtesten Noten erhielt der Entwurf von der SP. Sie bezeichnete ihn als „nicht
akzeptabel“ und verlangte vom Bundesrat eine Überarbeitung. Der grösste Mangel sei
die fehlende Idee einer gesamthaften Steuerung in der Hochschulpolitik. Zudem drücke
sich der Vorschlag um die Definition von klaren Schwerpunkten im universitären
Angebot. Die FDP äusserte sich zwar positiv zum grundsätzlichen Geist der Reform,
meinte aber, diese werde zu zögerlich angegangen. So sei das Problem der
Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen nicht gelöst. Bezüglich der Finanzierung
werde das Subsidiaritätsprinzip ignoriert. Auch die CVP bemängelte, dass die zentrale
Frage der Finanzierung weitgehend ausgeklammert werde. Am zufriedensten zeigte sich
die SVP. Sie begrüsste die allgemeine Stossrichtung und kritisierte lediglich die
vorgesehene begriffliche Gleichsetzung von Fachhochschulen und akademischen
Universitäten. Grundsätzliche Einwände erhob die Konferenz der Universitätsrektoren
(Crus). Sie fragte sich, ob wirklich schon kurz nach dem Inkrafttreten des revidierten
Universitätsförderungsgesetzes die Weichen für weitergehende Umgestaltungen zu
stellen seien. Ähnlich zurückhaltend äusserten sich mehrere Kantone, der
Wirtschaftsverband Economiesuisse, der ETH-Rat und die Konferenz der
Fachhochschulen. Kontrovers beurteilt wurde auch die Ausgestaltung des kooperativen
Föderalismus. Die Konstruktion einer gemeinsamen Zuständigkeit von Bund und
Kantonen wurde vom Kanton Waadt und der Crus verfassungsrechtlich angezweifelt.
Nach Kenntnisnahme der Vernehmlassungsergebnisse beauftragte der Bundesrat die
beiden involvierten Departemente (EDI und EVD), den Entwurf noch einmal gänzlich zu
überarbeiten. 29

BERICHT
DATUM: 01.06.2002
MARIANNE BENTELI
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Die EDK konnte ihre Forderung nach einem „Masterplan“ für den postobligatorischen
Bildungsbereich konkretisieren. Zusammen mit den Kantonen und den zuständigen
Bundesorganen wurde im Frühjahr einer gemeinsamen Projektorganisation zugestimmt,
welche sich einerseits um die Realisierung der Kreditbotschaft für Bildung, Forschung
und Technologie (BFT) in den Jahren 2004-2007 (siehe unten, Forschung) und
andererseits um die am Ende dieser Periode abzuschliessende Rechtsetzung kümmern
solle. Laut EDK war es zentral, die in den Bereichen Berufsbildung, Fachhochschulen
und Universitäten zu erreichenden Ziele auch auf die vorhandenen Mittel auszurichten.
Dass die BFT-Botschaft des Bundesrats Ziele enthalte, die sich mit den bestehenden
Mitteln nicht realisieren liessen, hatte die EDK bereits im Winter 2002 beanstandet. An
zusätzlicher Brisanz gewann diese Kritik angesichts der im Sparpaket des Bundes
vorgesehenen Kürzungen auch im BFT-Bereich. 30

BERICHT
DATUM: 02.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

An einer Bildungstagung der FDP regte Bundesrat Couchepin an, dem Bund die
Zuständigkeit für die beiden ETH, die Forschung und neu für die Hochschulmedizin zu
überlassen. Die Kantone hingegen übernähmen die vollständige Verantwortung für die
Universitäten und die Fachhochschulen, welche sie ohne Bundesbeiträge finanzieren
müssten. Von diesen Reformen erhoffte sich Couchepin eine verbesserte Koordination
zwischen den Universitäten. Der Präsident der EDK äusserte sich ablehnend zu diesen
Ideen. Die Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) reagierte mit der Forderung, die
Hochschulbildung auf Bundesebene in einem einzigen Departement anzusiedeln (die
Universitäten sind dem EDI, die Fachhochschulen dem EVD zugeordnet). Der Bund
müsse in Hochschulfragen endlich mehr Verantwortung übernehmen, aber in
Partnerschaft mit den Kantonen. Nötig sei nicht ein zentralistisches, dirigistisches
Organ, sondern eine nationale Leitung, die dem Bundesrat unterstellt sei und eine
gesamtschweizerische Planung erarbeite. 31

BERICHT
DATUM: 26.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Der ETH-Rat hat die Mechanismen für die Zusammenarbeit der ihm unterstellten
Institutionen (der beiden Hochschulen und der vier Forschungsanstalten) verstärkt. In
der Geschäftsordnung wurde das Kollegialprinzip festgeschrieben, wobei die
Sonderstellung des vollamtlichen Präsidenten bestehen bleibt. Ein neuer
Geschäftsausschuss, dem auch die Präsidenten der beiden Hochschulen angehören,
wird künftig zu ausgewählten Traktanden Varianten ausarbeiten und die Besetzung von
Spitzenpositionen begleiten. Die Beteiligten erhoffen sich dadurch, die während den
vergangenen Jahren schwelenden Konflikte beilegen zu können. Der Schlussbericht des
ETH-Rates über die Leistungsperiode 2004-2007 wurde vom Ständerat in der
Wintersession einstimmig gutgeheissen. 32

BERICHT
DATUM: 11.12.2008
ANDREA MOSIMANN

Als Zweitrat hiess in der Frühjahrssession auch der Nationalrat den Schlussbericht des
ETH-Rats über die Leistungsperiode 2004-2007 gut. Im Mai unterbreitete der
Bundesrat dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 288,28 Mio Fr. für das
Bauprogramm des ETH-Bereichs. Die grössten Projekte sind der Neubau eines
Forschungs-, Lehr-, Lern- und Dienstleistungsgebäudes der ETH Zürich am Oberen
Leonhard sowie an der ETH Lausanne der Umbau und die Erweiterung des Gebäudes
der Ingenieurwissenschaften und die Sanierung der Bibliothek. Ebenfalls im Kredit
enthalten sind die Kosten für die Umsetzung des vom ETH-Rat ausgearbeiteten
strategischen Plans für Hochleistungsrechnen und Vernetzung. Dabei soll einerseits die
Leistung der bestehenden Rechner in Lugano Manno (TI) gesteigert und anderseits ein
neuer Hochleistungsrechner beschafft werden, für den ab 2012 in Lugano Cornaredo
(TI) ein neues Gebäude erstellt wird. 33

BERICHT
DATUM: 03.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Finanzkontrolle des Bundes veröffentlichte im Juni einen Bericht zur
Nebentätigkeit von Universitätsprofessoren. Dabei bemängelte sie, dass Instrumente
für eine griffige Kontrolle dieser Aktivitäten meistens fehlten, weil die Durchsetzung der
Regeln zu einem wesentlichen Teil auf Selbstverantwortung und sozialer Kontrolle
aufbauten. Sie empfahl eine Einschränkung der Freiheit der einzelnen Professoren
zugunsten der Institutionen und hält es für möglich, den grössten Teil der Einkünfte als
Drittmittel der Universität zu behandeln. Die Einnahmen kämen diesfalls ganz den
Universitäten zu. 34

BERICHT
DATUM: 16.06.2009
ANDREA MOSIMANN
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Annoncé fin 2012, le projet de doubler les taxes d’étude des écoles polytechniques
fédérales (EPF) a été suspendu par le Conseil des EPF en 2013. Le Conseil a fait savoir
qu’il allait suivre de près les travaux parlementaires sur la question. 35

BERICHT
DATUM: 07.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Im März 2015 wollte der Bundesrat zwei gleichlautende Motionen der WBK-NR und
WBK-SR abschreiben, die nach dem Ja zur Masseneinwanderungsinitiative am 9.
Februar 2014 mehr Klarheit für Studierende, Forschende, Hochschulen und
Unternehmen in den EU-Förderprogrammen Erasmus Plus und Horizon 2020 gefordert
hatten. Der Bundesrat begründete die beantragte Abschreibung einerseits damit, dass
er im Dezember 2014 ein Abkommen mit der EU unterzeichnet hatte, wodurch die
Schweiz an Horizon 2020 teilassoziiert worden war. Schweizer Forschende konnten
dadurch bis Ende 2016 an einigen ausgewählten Programmen von Horizon 2020
teilnehmen. In den anderen Programmen galt die Schweiz als Drittstaat, was für
Schweizer Forschende in diesen Programmen bedeutete, dass sie für ihren Projektteil
keine Fördergelder der EU erhielten; stattdessen wurden die Kosten für deren
Projektteil seither vom Bund übernommen. Das Abkommen sah eine Vollassoziierung ab
2017 vor, Bedingung dafür war allerdings, dass die Schweiz bis zum 9. Februar 2017 eine
Lösung finden würde im Bereich der Personenfreizügigkeit und ihrer Ausdehnung auf
Kroatien, andernfalls würde die Schweiz danach an sämtlichen Programmen von
Horizon 2020 nur noch als Drittstaat teilnehmen können. 
Andererseits hatte der Bundesrat bezüglich des EU-Bildungsförderungsprogramms
Erasmus Plus, an dem die Schweiz seit der Abstimmung vom 9. Februar 2014 ebenfalls
nur als Drittstaat teilnehmen konnte, eine Übergangslösung bis Ende 2016 gefunden.
Diese erlaubte es Schweizer Studierenden, zu den gewohnten Kosten einen Austausch
an europäischen Universitäten zu machen, allerdings war die Vielfalt der
Beteiligungsmöglichkeiten nicht dieselbe wie bei einer Vollassoziierung an Erasmus
Plus. Die Übergangslösung stellte ebenfalls sicher, dass ausländische Studierende zu
denselben Bedingungen einen Bildungsaustausch in der Schweiz machen konnten, wie
wenn die Schweiz Teilnehmerin von Erasmus Plus wäre. Diese Kosten wurden jedoch
nicht wie bei einer Teilnahme an Erasmus Plus von den entsendenden Staaten
übernommen, sondern mussten fortan von der Schweiz getragen werden. Für die
Gesamtkosten wollte der Bundesrat die ursprünglich für die EU-Kommission
vorgesehenen Beiträge für die Assoziierung an Erasmus Plus (2014: CHF 22.7 Mio.; 2015:
CHF 23.9 Mio.; 2016: CHF 25.1 Mio.) einsetzen. 
Die WBK-SR war von den Erklärungen des Bundesrats nicht überzeugt und beantragte
dem Ständerat Anfang Juni 2015, die beiden Motionen nicht abzuschreiben. Die
Kommission anerkannte zwar die Übergangslösungen des Bundesrats, beurteilte die
Situation für Forschende und Studierende jedoch weiterhin als unbefriedigend, gerade
auch, weil ab 2017 noch keine Regelungen bestanden. Der Ständerat folgte seiner
Kommission und schrieb die Motionen nicht ab. Der Nationalrat folgte Mitte Juni
diesem Beispiel und verzichtete ebenfalls auf eine Abschreibung. 36

BERICHT
DATUM: 15.06.2015
SAMUEL BERNET

Forschung

Die Schweizerische Akademie für Naturwissenschaften (SANW) unterstützte den Gen-
Lex-Entwurf und äusserte sich insbesondere positiv zum vorgeschlagenen
Bewilligungsverfahren für Freisetzungen von GVO. Handlungsbedarf sah die Akademie
hingegen im Bereich der Risiko- und Sicherheitsforschung. Eine durch die SANW
durchgeführte Befragung wies bei Frauen eine grössere Skepsis gegenüber
gentechnisch veränderten Lebensmitteln nach als bei Männern. Die Interviews ergaben
bei beiden Geschlechtern befürwortende Einstellungen hinsichtlich des Einsatzes der
Gentechnologie in der Medizin – wobei sich aber Frauen wiederum kritischer zur Nähe
von Medizin und Industrie äusserten. Sie wiesen auf die Gefahr einer Dominanz
wirtschaftlicher Interessen über medizinischen Nutzen hin [92]. Laut einer im Frühjahr
durch den WWF bei 1000 Stimmberechtigten durchgeführten Umfrage lehnten diese
den Einsatz von Gentechnologie in der Landwirtschaft mehrheitlich (73%) ab, wobei
sich ein Drittel der Befragten auch gegen die Gentechnologie in der Medizin wendete.
Generell habe – so der WWF – die Skepsis seit der Abstimmung über die Gen-Schutz-
Initiative 1998 zugenommen. Demgegenüber wurde am „Tag der Genforschung“ Ende
April von einem regelrechten Biotechnik-Boom beziehungsweise einer markanten
Zunahme der wirtschaftlichen Aktivität auf dem Gebiet der Gen- und Biotechnologie
gesprochen. So hatte Unitectra 1996 65 vorwiegend in der Biotechnik tätige Firmen
gezählt – drei Jahre später deren 117. Der „Tag der Genforschung“ war 1998 lanciert
worden und wurde im Berichtsjahr zum zweiten Mal unter der Trägerschaft des
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Schweizerischen Nationalfonds, des Basler Instituts für Immunologie, der Stiftung Gen
Suisse und weiterer Forschungsinstitutionen durchgeführt. 37

Die ständerätliche WBK begann die Vorberatung der Botschaft. Das
Freisetzungsmoratorium war in der Kommission nach wie vor der umstrittenste Punkt
der Vorlage – das heisst die Frage, ob eine einfache Bewilligungspflicht für
Freisetzungen von GVO oder aber vorerst ein zehnjähriges Moratorium im Sinne eines
Verbotes einzuführen sei. Nach wie vor offen war auch die Schaffung eines einzigen
Gentechnikgesetzes – anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anpassung
verschiedener bestehender Gesetze an die neue Technik. Der Auftrag für die
Formulierung eines entsprechenden umfassenden Gesetzes war erteilt worden, die
WBK verfolgte aber weiterhin parallel dazu das Projekt des Bundesrates einer
Anpassung des bestehenden Rechts. Mitte November zogen Umwelt- und
Bauernorganisationen in einem Mediengespräch eine „Zwischenbilanz in Sachen
Gentechnik“, nachdem die WBK mitgeteilt hatte, die Beratung der Gen-Lex-Vorlage im
Ständerat werde nicht wie geplant in der Wintersession, sondern erst im Frühjahr 2001
in Angriff genommen werden. Ursprünglich waren die Beratungen für die Herbstsession
vorgesehen gewesen. Diese weitere Verzögerung wurde von den Umweltorganisationen
als Ausdruck einer bewussten Hinhaltetaktik interpretiert. Die Zeitschinderei ziele
darauf ab, die Bewilligung eines ersten Gesuchs um Freisetzung von GVO durch das
BUWAL zu provozieren und damit die Moratoriumsfrage vom Tisch zu wischen. An
diesem Mediengespräch, aber auch anlässlich des zehnjährigen Jubiläums der
Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG) wurde signalisiert, dass die
Absage an ein Moratorium die Lancierung einer Moratoriumsinitiative zur Folge haben
könnte. 38

BERICHT
DATUM: 15.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat schickte einen Revisionsentwurf des Patentgesetzes in die
Vernehmlassung, der eine grundsätzliche Bewilligung des Patentierens von GVO
vorsieht, davon aber Patente auf unzulässige Verfahren wie das menschliche Klonen
oder die Veränderung des menschlichen Erbguts ausnimmt. Ziel der Teilrevision ist es,
das Patentgesetz an die EU-Richtlinien anzugleichen und einheitliche Grundsätze für
den Schutz biotechnologischer Erfindungen zu schaffen. 39

BERICHT
DATUM: 08.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Revisionsentwurf des Bundesrates zum Patentgesetz, der vorsieht, dass
gentechnisch veränderte Lebewesen wie Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen, aber
auch menschliche Gene und Gensequenzen unter bestimmten Bedingungen patentiert
werden dürfen, stiess zum Teil auf heftigen Widerstand. Gentechnologiekritische
Kreise, aber auch die Eidg. Ethikkommission für die Gentechnik machten geltend, es
handle sich dabei um Entdeckungen, die im Gegensatz zu Erfindungen vom Grundsatz
her nicht patentierbar seien. Gene zählten zum „Erbe der Menschheit“, gehörten also
allen, weshalb es moralisch nicht vertretbar sei, dass Pharmafirmen während 20 Jahren
ein Monopolrecht auf Teile des Menschen erhielten. Die Zulassung des therapeutischen
Klonens zur Patentierbarkeit widerspreche zudem dem Verbot in der Verfassung, mit
Erzeugnissen aus Embryonen Handel zu treiben. 40

BERICHT
DATUM: 27.03.2002
MARIANNE BENTELI

Die eidgenössische Ethikkommission für die Gentechnik im Ausserhumanen Bereich
(EKAH) legte im Frühjahr einen Bericht zu gentechnisch veränderten Lebens- und
Futtermitteln sowie zu deren Inverkehrbringung vor. Dabei kritisierte sie insbesondere
den ungenügenden Täuschungsschutz bzw. die ungenügende „wahrheitsgemässe“
Information über gentechnisch veränderte Anteile von Produkten. Im weiteren
erachtete es eine Mehrheit der EKAH als zentral, dass der Staat angesichts des (noch)
ungenügenden Wissens über mögliche Gefahren von gentechnisch veränderten
Organismen (GVO) das Vorsorgeprinizip walten lasse – wobei ein sogenannt schwaches
Vorsorgeprinzip als genügend erachtet wurde. Demnach soll der Staat im
Umweltbereich bereits bei Gefahrenverdacht Massnahmen ergreifen, im Falle aber des
Nichtwissens auch „riskantes“ Handeln prinzipiell erlauben dürfen. 41
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Im Berichtsjahr feierte die Eidg. Material- und Prüfungsanstalt (EMPA) ihr 125-Jahr-
Jubiläum. Im Sommer beschloss der ETH-Rat, dass die ETH Lausanne künftig als
Schaltstelle für Materialwissenschaften fungieren und für die Verteilung von
Forschungsgeldern zuständig sein soll. Ein Steuerungskomitee, dem Vertreter aller
beteiligten Institute und Hochschulen angehören, soll die Entscheide über die
Verteilung der finanziellen Mittel fällen. Auf eine Verlegung der EMPA-Standorte
Dübendorf (ZH) und St. Gallen nach Lausanne wurde verzichtet; diesbezügliche
Gerüchte hatten bei den rund 500-700 Mitarbeitenden der betroffenen Standorte
grosse Unsicherheit ausgelöst. 42

BERICHT
DATUM: 01.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Zuge der Erfüllung der Motion Graf (gp, BL) bezüglich der unabhängigen
Toxikologieforschung in der Schweiz, welches 2003 vom Ständerat in ein Postulat
umgewandelt worden war, präsentierte der Bundesrat einen Bericht. In diesem hielt er
fest, dass es in den verschiedenen Bereichen der Toxikologie Forschungsgruppen mit
insgesamt fünf Professuren gibt. Diese decken die verschiedenen Gebiete der
Toxikologie aber nur teilweise ab. Forschung und Lehre sowie die Nachwuchsförderung
sind limitiert. Als Folge der Fokussierung der Hochschulen auf die Grundlagenforschung
verbleiben für die angewandte Forschung und Dienstleistungen nur ungenügend
Kapazitäten. Der Bundesrat war daher der Ansicht, dass die unabhängige
Toxikologieforschung in der Schweiz gestärkt und langfristig sichergestellt werden
muss. An den Schweizer Hochschulen soll ein Zentrum für angewandte Ökotoxikologie
entstehen. Ausserdem müssen die bestehenden Toxikologienetzwerke gestärkt werden.
Das Zentrum soll an der Wasserforschungsstelle des ETH-Bereichs (Eawag) und der ETH
Lausanne entstehen, weil dort bereits ökotoxikologisches Know-How vorhanden ist. Die
jährlichen Mittel von 2 Mio Fr. sind im Bundesbeitrag für die Jahre 2008-2011 zu
Gunsten des ETH-Bereichs enthalten. 43

BERICHT
DATUM: 02.05.2007
LINDA ROHRER

Im Februar erteilte das Bundesamt für Umwelt (Bafu) die definitive Bewilligung zur
Aussaat von gentechnisch verändertem Weizen auf dem Gelände der
Forschungsanstalt Agroscope in Reckenholz (ZH). Das Bafu hatte die Versuche bereits
im September 2007 mit etlichen (Sicherheits-)Auflagen genehmigt. Die Forschenden
der ETH und der Universität Zürich wurden aber damals verpflichtet, noch weitere
Informationen zu den gentechnisch veränderten Pflanzen einzureichen. Im Anschluss
an die definitive Bewilligung des Bafu reichten zwölf gentechkritische Verbände –
darunter Greenpeace, Pro Natura, Bio Suisse, die Stiftung für Konsumentenschutz
sowie die Ärztinnen und Ärzte für Umweltschutz – beim Uvek eine Aufsichtsbeschwerde
ein. Sie forderten Bundesrat Leuenberger dazu auf, die Bewilligung für den
Freisetzungsversuch bis auf weiteres zu sistieren. 44

BERICHT
DATUM: 29.02.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat verabschiedete im Berichtsjahr einen Nanotechnologie-Bericht. Die
Regierung will insbesondere die Kommunikation fördern, um eine sachliche
Auseinandersetzung mit Chancen und Risiken der Nanotechnologie zu ermöglichen. Da
die Risiken, die von synthetischen Nanomaterialien ausgehen können, noch wenig
bekannt sind, setzt der Aktionsplan vor allem auf die Eigenverantwortung der Industrie.
Die Mechanismen der Selbstkontrolle sollen entsprechend gestützt werden. Allfällige
rechtliche Anpassungen will der Bundesrat erst ausarbeiten, wenn eine fundierte
Risikobeurteilung vorliegt. 45

BERICHT
DATUM: 10.04.2008
ANDREA MOSIMANN

Bereits einen Monat nach dem das Parlament dem Verfassungsartikel zur Forschung am
Menschen zugestimmt hatte, verabschiedete der Bundesrat einen Entwurf für ein
Humanforschungsgesetz. Dieser konkretisiert den Forschungsartikel und stellt
verpflichtende Schranken für die Wissenschafter auf. Daneben sollen aber auch
günstige Rahmenbedingungen für die Forschung geschaffen werden. Die Projekte
müssen weiterhin von den kantonalen Ethikkommissionen geprüft werden, wobei
Forschung an urteilsunfähigen Menschen nur zulässig sein soll, wenn gleichwertige
Erkenntnisse nicht mit urteilsfähigen Personen gewonnen werden können.
Forschungsvorhaben an Urteilsfähigen, die für die Versuchspersonen selber keinen
direkten Nutzen haben, dürfen nur bewilligt werden, wenn die damit verbundenen
Risiken und Belastungen minimal sind. 46
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Alors que la fin du moratoire sur les organismes génétiquement modifiés (OGM), en
2017, se profile à l’horizon, la Confédération prépare un projet, par l’intermédiaire de
l’Office fédéral de l’environnement (OFEV) et de l’Office fédéral de l’agriculture (OFAG),
pour garantir la coexistence des cultures. Comme l’explique Gérard Poffet, vice-
directeur de l’office fédéral de l’environnement, d’un côté, le moratoire ne peut pas
être prolongé indéfiniment, et sans raisons valables, et d’un autre côté, une
interdiction des OGM s’oppose à la liberté de commerce. Néanmoins, deux cantons,
ceux de Fribourg et du Tessin, ont pris les devants, interdisant les OGM dès la fin du
moratoire en 2017. 47

BERICHT
DATUM: 24.01.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

En novembre 2016, le Conseil fédéral  a publié le rapport répondant au postulat Steiert
(ps, FR): "mieux évaluer les performances du système suisse de recherche et
d’innovation". Le rapport, d'une cinquantaine de pages, dresse un portait plutôt positif
de la place suisse dans l'innovation. La Suisse peut en effet se targuer de tenir la
concurrence avec les régions en tête de proue de l'innovation. Au niveau des
performances, la Suisse tient un très bon score en ce qui concerne les publications et
les brevets, mais doit se méfier de la part toujours moins importante, depuis les années
nonante, de PME actives dans l'innovation des produits et des procédés. Si la
Confédération est très bien placée en termes de réseaux, notamment en ce qui
concerne la venue de professionnels étrangers, elle doit renforcer le potentiel de
coopération entre les secteurs de la recherche et des entreprises. Les conditions
cadres suisses sont très favorables à l'innovation, notamment grâce aux infrastructures,
au marché du travail, à la fiscalité des entreprises, à la propriété intellectuelle et au
système de formation. Pour faire face aux défis à venir, il est important maintenir ces
conditions-cadres, notamment au niveau de l'accès au personnel spécialisé et de
maintenir les activités R-I des entreprises indigènes existantes. Au niveau des écoles
spécialisées, la coopération doit rester de mise, spécialement pour le lien entre
recherche fondamentale et recherche appliquée et innovation. Enfin, la Suisse doit
continuer de s'intéresser aux talents internationaux, tout comme elle doit mobiliser les
potentiels non exploités de la société indigène, comme les femmes et les étudiantes et
étudiants en sciences naturelles et ingénierie. 48
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SOPHIE GUIGNARD

Der Bundesrat publizierte im Februar 2018 seine Gesamtschau der Innovationspolitik
in Erfüllung des Postulats Derder (fdp, VD). Der Bericht führte einige Studien auf, die
sich in den letzten Jahren mit der Innovationspolitik in der Schweiz auseinandergesetzt
hatten. Die Studien kamen allesamt zum Schluss, dass in der Schweiz auf allen
untersuchten politischen Ebenen vielseitige Fördermassnahmen und -initiativen
innovationspolitischer Art bestünden. Des Weiteren wurde im Bericht festgehalten,
dass das föderalistisch aufgebaute Innovationssystem der Schweiz gut funktioniere. Das
gleichzeitige Vorhandensein von Vielfalt, Stabilität und Flexibilität zeuge von einem
lebendigen, sich weitgehend selbst regulierenden System. Auf die von Derder im
Postulat aufgeworfene Frage, ob die Schweiz einen Masterplan oder gar ein Gesetz zur
Innovationsförderung brauche, fand der Bericht klare Worte: Da das nationale
Innovationssystem vorteilhaft funktioniere und in der Lage sei, Chancen zu ergreifen
und auf Herausforderungen zu reagieren, seien von einem Masterplan oder einem
Gesetz keine neuen Vorteile zu erwarten.
Der Bundesrat beantragte in der Folge im März 2019 die Abschreibung des Postulats.
Der Nationalrat stimmte dieser im Juni 2019 zu. 49
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